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Wichtige Pflichten
des Auftragnehmers
Unter den Begriff der Lohnherstel-
lung im Pharmabereich fällt eine
Reihe unterschiedlicher Herstel-
lungsschritte, unter anderem die
Herstellung von Bulkware, deren
Abfüllung sowie die Verpackung
von Arzneimitteln. Die vertragliche
Hauptpflicht des Auftragnehmers
zur Lohnherstellung bedarf einer
umfassenden und präzisen vertrag-
lichen Regelung. Neben den direkt
im Vertrag verankerten Vorgaben
des Auftraggebers über die jeweils
relevanten Herstellungsschritte bil-
den Spezifikationen, die in einer
Anlage zum Vertrag niedergelegt
sind, einen wichtigen Bestandteil
der Beschreibung der vertraglich
geschuldeten Leistungen des Auf-
tragnehmers. In einigen Fällen, vor
allem, wenn eine hinreichend ge-
naue vertragliche Vereinbarung (noch)
nicht möglich ist, kann darüber
hinaus die Vereinbarung eines Wei-
sungsrechts des Auftraggebers sinn-
voll sein, um diesem einen mög-
lichst großen Einfluß auf die Erfül-
lung des Vertrages einzuräumen.
Vielfach interessengerecht ist die
Vereinbarung von Service Levels,
die festlegen, innerhalb welcher (qua-
litativen und quantitativen sowie zeit-
lichen) Toleranzgrenzen eine Lei-
stung als vertragsgemäß gilt. Dies
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ermöglicht eine differenzierte Beur-
teilung im Falle von Abweichungen
von den vertraglichen Standards,
die der Anwendung weniger flexi-
bler Gewährleistungs- oder Garan-
tieklauseln in vielen Fällen vorzu-
ziehen ist.

Die Menge der herzustellenden
(oder abzufüllenden oder zu ver-
packenden) Arzneimittel wird im
Regelfall nicht von vornherein starr
festgelegt, sondern richtet sich nach
Bedarfsschätzungen und konkreten
Einzelabrufen des Auftraggebers.
Die vertraglich festgelegte Mindest-
kapazität, die der Auftragnehmer
vorhalten muß, bildet meist die
Obergrenze für die zu liefernden
Mengen. Oft ist es aber auch im
Interesse beider Parteien, daß der
Auftragnehmer bei einem tatsäch-
lichen Bedarf des Auftraggebers,
der die Bedarfsschätzung oder die
vereinbarte Mindestkapazität über-
schreitet, sich nach besten Kräften
zu bemühen hat, auch den Mehrbe-
darf zu decken.

Weitere typische, vertraglich zu
regelnde Pflichten des Auftragneh-
mers sind die Qualitätssicherung
auf der Grundlage vertraglich vor-
gegebener Qualitätsstandards, die
Dokumentation der einzelnen Lohn-
herstellungsprozesse − etwa in Form
von Chargenprotokollen − das Neh-
men und gegebenenfalls die Aus-
wertung von Proben sowie die Zu-

lassung von Audits und der Ein-
sichtnahme in Dokumente durch
den Auftraggeber sowie Informa-
tionspflichten, etwa im Zusammen-
hang mit etwaigen behördlichen
Untersuchungen. Des weiteren wird
der Auftragnehmer vielfach dazu
verpflichtet, für ausreichenden Ver-
sicherungsschutz, u. a. durch Be-
triebsunfall- und Betriebsunterbre-
chungs- sowie Haftpflichtversiche-
rungen gegen Schäden an Produk-
tionsmitteln und Waren, zu sorgen.

Ferner ist es wichtig, den Auf-
tragnehmer vertraglich zur Unter-
stützung des Auftraggebers bei der
Erlangung behördlicher Erlaubnisse,
etwa Zulassungen für bestimmte
Arzneimittel, zu verpflichten, wenn
der Auftraggeber sich im Zusam-
menhang mit der Lohnherstellung
auf gewerbliche Schutzrechte oder
Know-how des Auftragnehmers ver-
läßt. Schließlich empfiehlt es sich,
eine Verpflichtung des Auftragneh-
mers in den Vertrag aufzunehmen,
daß dieser von dem Auftraggeber
zur Verfügung gestellte Gegen-
stände − z. B. Vorprodukte, Roh-
stoffe, aber auch Dokumente und
gegebenenfalls Maschinen − aus-
schließlich im Rahmen der Erfül-
lung des Vertrags zu nutzen und
nach Beendigung des Vertrages zu-
rück zu geben hat.

Wichtige Pflichten
des Auftraggebers
Die Hauptpflicht des Auftraggebers
zur Bezahlung des vertraglich ge-
schuldeten Entgelts wird meist in
Form einer mengenabhängigen Preis-
staffelung ausgestaltet, die Nach-
lässe bei Überschreitung bestimm-
ter Mindestmengen vorsieht. Viel-
fach wird auch ein Preisanpas-
sungsmechanismus vereinbart, der
dem Inflationsausgleich dient, zum
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Teil aber auch beabsichtigte Pro-
duktivitätsfortschritte des Auftrag-
nehmers in die Preisfindung einbe-
zieht. Soll das Entgelt an einen
Preisindex geknüpft werden, ist im
Hinblick auf die einschlägigen ge-
setzlichen Beschränkungen − u. a.
nach dem Preisangaben- und Preis-
klauselgesetz (PaPkG) − besondere
Sorgfalt bei der Gestaltung der ver-
traglichen Regelung geboten. In
Ausnahmefällen sieht der Lohnher-
stellungsvertrag ein „profit sharing“
vor, wonach dem Lohnhersteller
ein im einzelnen definierter Anteil
am Gewinn des Auftraggebers aus
dem Vertrieb bestimmter Produkte
zusteht. Der Auftraggeber kann so −
auf der Basis eines niedriger kal-
kulierten Grundpreises − einen Teil
des wirtschaftlichen Risikos auf den
Lohnhersteller abwälzen, während
dieser bei erfolgreicher Vermark-
tung der Produkte die Chance hat,
höhere Erlöse zu erzielen.

Eine weitere, vertraglich meist
im einzelnen geregelte Pflicht des
Auftraggebers ist die Schätzung sei-
nes Bedarfes an den Produkten, die
der Lohnhersteller für ihn fertigen
soll. Üblicherweise hat der Auftrag-
geber für mehrere Monate im Vor-
aus einen Rahmen für seinen mini-
malen und maximalen Bedarf ab-
zuschätzen, der die vereinbarte Ka-
pazität des Auftragnehmers nicht
übersteigen und vielfach bestimmte
Mindestmengen nicht unterschrei-
ten darf. Zu einem späteren Zeit-
punkt, z. B. einen Monat, zum Teil
auch bereits drei Monate vor dem
jeweiligen Liefertermin, hat der Auf-
traggeber dann verbindliche Einzel-
bestellungen an den Auftragneh-
mer zu richten, die den vorher mit-
geteilten Rahmen weder über- noch
unterschreiten dürfen.

Je nach Einzelfall, etwa wenn bei
der Herstellung oder Abfüllung ei-
ner Charge von Bulkware nicht ex-
akt im Voraus geschätzt werden
kann, welche Menge an vertrags-
mäßigen Produkten entstehen wird,
kann es interessengerecht sein, daß
der Auftraggeber zur Abnahme und
Bezahlung auch solcher Mengen
verpflichtet ist, die die verbindlich
bestellte Menge über- oder unter-
schreiten. So kann etwa eine Über-
oder Unterschreitung von bis zu
10 % der bestellten Menge als ver-
tragsgemäße Lieferung des Auftrag-

nehmers festgelegt werden, für die
der Auftraggeber im Regelfall ein
entsprechend dem Maß der Über-
bzw. Unterschreitung erhöhtes bzw.
vermindertes Entgelt zu zahlen hat.

Die Untersuchungs- und Rüge-
obliegenheit des Auftraggebers nach
§ 377 HGB wird vielfach durch eine
vertragliche Vereinbarung ergänzt
oder abgeändert. Insbesondere ist
es oft im Interesse des Auftragge-
bers, den strengen gesetzlichen
Standard der Genehmigungsfiktion
im Hinblick auf einen Mangel, der
nicht unverzüglich gerügt wurde,
durch eine weniger strenge Verein-
barung zu ersetzen, etwa in der
Weise, daß dem Auftraggeber die
vertraglichen Ansprüche wegen man-
gelhafter Lieferungen unabhängig
von einer Mängelrüge zustehen und
er nur das Risiko von Mängeln
trägt, die auf dem Transportweg
vom Auftragnehmer zum Auftrag-
geber oder dessen Empfangsperson
entstanden sind.

Von wesentlicher Bedeutung ist
es schließlich, die vertraglichen
Pflichten und Verantwortlichkeiten
dem Auftraggeber und dem Auf-
tragnehmer exakt zuzuordnen. Ins-
besondere sind die Verantwortlich-
keiten im Zusammenhang mit der
(aktuellen) guten Herstellungspra-
xis (GMP) im einzelnen zu vertei-
len. Hierzu wird dem Lohnherstel-
lungsvertrag eine detaillierte GMP-
Anlage beigefügt.

Gewährleistungen,
Garantieversprechen
und Freistellungen
Die gesetzlichen Regelungen über
Gewährleistungen wegen Mängeln
einschließlich der Rechtsfolgen ei-
nes Mangels (Nacherfüllung, Rück-
tritt vom Vertrag, Minderung, Scha-
denersatz, vgl. § 437 BGB) wer-
den im Regelfall durch umfassende
vertragliche Vereinbarungen in Form
verschuldensunabhängiger Garan-
tieversprechen ersetzt, deren Ver-
letzung zu einem Schadenersatzan-
spruch führt. Von der Haftung des
Auftragnehmers auf Schadenersatz
wird in vielen Fällen entgangener
Gewinn des Auftraggebers − und
werden zum Teil auch sämtliche in-
direkten Schäden − ausgeschlossen,
wenn nicht ein Fall grober Fahrläs-
sigkeit oder vorsätzlichen Verhal-
tens des Auftragnehmers vorliegt.

Teilweise wird dem Auftragnehmer
für den Fall der Garantieverletzung
ein Nacherfüllungsrecht (durch Nach-
besserung oder Ersatzlieferung) ein-
geräumt, so daß er eine Verpflich-
tung zur Leistung von Schadener-
satz in Geld durch die Herstellung
der vertraglich geschuldeten Lage
abwenden kann; bei Arzneimitteln
wird eine Nachbesserung allerdings
in vielen Fällen von vornherein aus-
scheiden, so daß allenfalls eine Er-
satzlieferung in Betracht kommt.

Soweit nichts anderes vereinbart
ist, berührt die Kenntnis des Auf-
traggebers von einem nicht zutref-
fenden Garantieversprechen (im Ge-
gensatz zu der Regelung des § 442
BGB bei der gesetzlichen Mängel-
gewährleistung) die Ansprüche des
Auftraggebers nicht.

Freistellungen werden anstelle
von Garantieversprechen häufig im
Zusammenhang mit Umwelt- und
Steuerrisiken gewählt, ferner in Fäl-
len, in denen ein konkretes Risiko
der Inanspruchnahme der freizu-
stellenden Partei durch Dritte ein-
zutreten droht. Für Freistellungen
gelten vielfach längere Verjährungs-
fristen als bei Ansprüchen aus Ga-
rantieversprechen, und eventuelle
Haftungsobergrenzen und De-Mi-
nimis-Klauseln sind meist auf die
Garantieversprechen beschränkt.

Die verschuldensunabhängigen
Garantieversprechen und Freistel-
lungen müssen in Lohnherstel-
lungsverträgen sorgfältig den kon-
kreten Umständen des Einzelfalles
angepaßt werden. Die nachfolgende
Aufstellung enthält einige in dieser
Art von Verträgen übliche und wich-
tige Garantieversprechen des Auf-
tragnehmers:

1. Der Auftragnehmer und die auf-
tragsgemäß hergestellten Produkte
halten sämtliche einschlägigen
Standards und gesetzlichen Vor-
schriften ein. Hierzu können
u. a. zählen: das Arzneimittel-
gesetz, die Pharmazeutische Be-
triebsverordnung, die (aktuelle)
gute Herstellungspraxis (current
GMP) für sämtliche relevanten
Territorien (z. B. Europa, USA),
die europäische Pharmakopöe,
aber auch Sicherheitsbestimmun-
gen, gesetzliche Standards der
Abfallentsorgung, ferner die Pro-
duktionsvorschriften des Auftrag-
gebers, die dem Lohnherstel-
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lungsvertrag als Anlage beigefügt
werden sollten.

2. Der Auftragnehmer verfügt über
alle für die Erfüllung der vertrag-
lichen Pflichten notwendigen öf-
fentlich-rechtlichen Erlaubnisse,
u. a. nach dem AMG und der
Pharmazeutischen Betriebsver-
ordnung. Im Zusammenhang da-
mit sollte der Auftragnehmer
aufgrund des Lohnherstellungs-
vertrages dazu verpflichtet wer-
den, den Auftraggeber unverzüg-
lich zu informieren, sobald sich
an diesen Erlaubnissen etwas
ändert oder eine Änderung droht.

3. Der Auftragnehmer verfügt über
ausreichende Kapazitäten, um
die vertraglich geschuldeten Lei-
stungen in vollem Umfang er-
bringen zu können.

4. Im Zusammenhang mit der Er-
bringung der vertraglich ge-
schuldeten Leistungen verletzt
der Auftragnehmer keine ge-
werblichen Schutzrechte Dritter.
Diese Garantie soll jedoch nicht
gelten, wenn und soweit eine
solche Verletzung auf der Aus-
führung konkreter Vorgaben des
Auftraggebers beruht.

5. Die − oder einzelne bestimmte −
Arbeitnehmer des Auftragnehmers
erfüllen im einzelnen festgelegte
Mindestqualifikationen, etwa als
sachkundige Person, Leiter der
Herstellung oder Leiter der Qua-
litätskontrolle nach § 14 AMG.

Umgekehrt gibt der Auftraggeber in
vielen Fällen Garantieversprechen
zu Gunsten des Auftragnehmers ab,
z. B.:

1. Die Spezifikationen und Herstel-
lungsanweisungen bzw. Produk-
tionsvorschriften des Auftragge-
bers sind so ausgestaltet, daß
ihre Befolgung durch den Auf-
tragnehmer nicht zu einer Ver-
letzung von Schutzrechten Drit-
ter führt. Zu Gunsten des Auf-
traggebers wird eine solche Ga-
rantie häufig auf solche Fälle be-
schränkt, in denen der Auftrag-
geber Kenntnis von der mög-
lichen Verletzung von Schutz-
rechten hat oder haben muß,
d. h. seine Nichtkenntnis als fahr-
lässig anzusehen ist.

2. Die Spezifikationen und Herstel-
lungsanweisungen bzw. Produk-
tionsvorschriften des Auftragge-
bers sind für eine ordnungsge-

mäße Herstellung vertragsgemä-
ßer Produkte durch den Auftrag-
nehmer geeignet.

Geistiges Eigentum
Lohnherstellungsverträge enthalten
im Hinblick auf Fragen des geisti-
gen Eigentums typischerweise Re-
gelungen über zumindest die fol-
genden drei Aspekte.
1. Sind im Zusammenhang mit

der Lohnherstellung gewerbliche
Schutzrechte einschlägig, die dem
Auftraggeber zustehen, so erhält
der Auftragnehmer hieran Lizen-
zen eingeräumt. Diese sind in
der Regel nicht exklusiv und
werden ohne ein separates Ent-
gelt gewährt. Verfügt dagegen
der Auftragnehmer über rele-
vante gewerbliche Schutzrechte,
empfiehlt es sich für den Auf-
traggeber, Regelungen über de-
ren Nutzung für den Fall der Ver-
tragsbeendigung zu treffen (siehe
dazu den nächsten Abschnitt
„Vertragsbeendigung“).

2. Wichtig sind Regelungen über
Schutzrechte und schutzrechts-
fähige Positionen, die der Auf-
tragnehmer im Rahmen der Er-
füllung seiner Pflichten aus dem
Lohnherstellungsvertrag erlangt.
Zunächst sollte er verpflichtet
sein, den Auftraggeber unver-
züglich und umfassend hierüber
zu informieren. Sodann hängt es
von der Verhandlungsposition
der Parteien ab, ob dem Auftrag-
geber das Recht zum Erwerb der
entsprechenden gewerblichen
Schutzrechte − gegen Zahlung
näher zu bestimmender Gebüh-
ren oder ohne zusätzliches Ent-
gelt − eingeräumt wird oder ob
der Auftragnehmer berechtigt
sein soll, gewerbliche Schutz-
rechte in seinem Namen zu re-
gistrieren und der Auftraggeber
gegebenenfalls auf ein exklusives
oder nicht exklusives, befristetes
oder unbefristetes Lizenzrecht
beschränkt wird.

3. Schließlich sollte der Lohnher-
stellungsvertrag regeln, welche
Pflichten den Auftragnehmer im
Falle von Arbeitnehmererfindun-
gen treffen, etwa Informations-
pflichten gegenüber dem Auftrag-
geber und die Pflicht, auf Wei-
sung des Auftraggebers die Ar-

beitnehmererfindung beschränkt
oder unbeschränkt − eventuell
gegen Erstattung der an den Ar-
beitnehmer zu zahlenden Vergü-
tung − in Anspruch zu nehmen.

Vertragsbeendigung
Lohnherstellungsverträge haben viel-
fach eine mehrjährige Laufzeit, wäh-
rend der eine ordentliche Kündi-
gung ausgeschlossen ist, und die
sich automatisch verlängert, wenn
nicht unter Beachtung der verein-
barten Kündigungsfrist eine Kündi-
gung erklärt wurde. Üblich ist z. B.
eine automatische Verlängerung um
jeweils sechs oder zwölf Monate
und eine Kündigungsfrist von sechs
Monaten. Sind mehrere verschie-
dene Produkte Gegenstand der Lohn-
herstellung, so sollte zumindest der
Auftraggeber das Recht haben, nur
in bezug auf einzelne dieser Pro-
dukte die Kündigung unter Beach-
tung der vereinbarten Kündigungs-
fristen zu erklären.

Die außerordentliche Kündigung
wegen eines wichtigen Grundes
kann nach deutschem Recht nie
wirksam ausgeschlossen werden.
Um das Risiko von Streitigkeiten
über das Vorliegen eines wichtigen
Grundes zu verringern, empfiehlt
es sich, daß die Parteien bestimmte
Umstände vertraglich festlegen, die
eine außerordentliche und fristlose
Kündigung rechtfertigen. Beispiels-
weise kann es sich für den Auftrag-
geber empfehlen, ein außerordent-
liches Kündigungsrecht für den Fall
zu vereinbaren, daß er eine Zulas-
sung für Produkte verliert, die Ge-
genstand der Lohnherstellung sind.
Auch für den Fall, daß der Auftrag-
nehmer eine Erlaubnis verliert (und
ggf. nicht binnen einer bestimmten
Frist wieder erlangt), die er im Zu-
sammenhang mit der Lohnherstel-
lung benötigt, wird die Vereinba-
rung eines außerordentlichen Kün-
digungsrechts in der Regel sinnvoll
sein.

Im Insolvenzfall des Auftragge-
bers wie des Auftragnehmers hat
der Insolvenzverwalter stets das
Recht gemäß § 103 InsO, den Lohn-
herstellungsvertrag durch Erfüllungs-
verweigerung zu beenden. Die an-
dere Partei hat dagegen für den Fall,
daß der Insolvenzverwalter nach
§ 103 InsO die Erfüllung des Ver-
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trages verlangt, grundsätzlich kein
außerordentliches Kündigungsrecht.
Ob ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht für den Fall der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens wirk-
sam vereinbart werden kann, ist im
Hinblick auf § 119 InsO umstritten.
Ist es für eine der Parteien wichtig,
nicht an einen Lohnherstellungs-
vertrag mit einem insolventen Ver-
tragspartner gebunden zu sein, so
empfiehlt es sich daher, sicher-
heitshalber einige Tatbestände im
Vorfeld der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens als außerordentliche
Kündigungsgründe zu vereinbaren,
etwa den Eintritt der Zahlungsun-
fähigkeit bzw. der Überschuldung
und die Zwangsvollstreckung in ei-
nen erheblichen Teil der Vermö-
gens.

Rechte und Pflichten der Par-
teien nach der ordentlichen oder
außerordentlichen Vertragsbeendi-
gung sollten im einzelnen geregelt
werden. Neben Bestimmungen zur
Verwertung von fertigen Waren, etwa
noch vorhandener Bulkware und
sonstiger Vorräte, empfehlen sich
insbesondere Regelungen über die
(Rück-) Übertragung von Know-how
auf den Auftraggeber, die Beendi-
gung von Lizenzen über gewerbliche
Schutzrechte, die dem Auftragneh-
mer eingeräumt wurden bzw. die
Einräumung neuer Lizenzen durch
den Auftragnehmer an den Auftrag-
geber, damit dieser die im Wege der
Lohnherstellung ausgelagerten Pro-
duktionsschritte anderweitig fort-
setzen kann. Wichtig ist vielfach
auch eine Verpflichtung des Auftrag-
nehmers, im Rahmen der Lohnher-
stellung erworbenes Know-how nach
der Vertragsbeendigung nicht zu Gun-
sten von Wettbewerbern des Auf-
traggebers weiter zu nutzen.

Weitere vertragliche
Regelungen
Je nach Einzelfall weisen Lohnher-
stellungsverträge eine Vielzahl son-
stiger Bestimmungen auf. Empfeh-
lenswert ist in jedem Fall eine ge-
naue Regelung über die Zuordnung
der mit dem Vollzug des Vertrages
verbundenen Risiken, etwa des
Transportrisikos und des Risikos
von Betriebsunterbrechungen, z. B.
wegen höherer Gewalt. Das Risiko
von Produktrückrufen wird zumeist

diejenige Partei zu tragen haben, in
deren Sphäre die Ursache für den
Produktrückruf fällt. Vielfach kann
es sinnvoll sein, die Kontrolle über
Rückrufe abweichend von der Ver-
pflichtung zur Kostentragung zu re-
geln: Im Interesse der Wahrung sei-
nes guten Rufes wird der Auftragge-
ber ein Interesse daran haben, die
alleinige Kontrolle über Produkt-
rückrufe zu haben.

Für den Auftraggeber ist es viel-
fach wichtig, daß der Auftragneh-
mer seine Leistungen nicht auch
für Wettbewerber des Auftragge-
bers, sondern exklusiv erbringt.
Umgekehrt kann der Auftragnehmer
bei entsprechender Verhandlungs-
macht in manchen Fällen die Ver-
pflichtung des Auftraggebers durch-
setzen, die Lohnherstellung exklu-
siv durch den Auftragnehmer er-
bringen zu lassen. Wichtig ist eine
Regelung der Frage, ob der Auftrag-
nehmer vertragliche Leistungen aus-
lagern und durch Dritte erbringen
lassen darf. Im Zusammenhang mit
Exklusivitätsvereinbarungen ist stets
im Einzelfall zu prüfen, ob wettbe-
werbsrechtliche Bestimmungen ent-
gegenstehen.

Um während der Laufzeit des
Vertrages eine gewisse Flexibilität
zu gewährleisten, vereinbaren die
Parteien vielfach Mechanismen zur
Vertragsanpassung. So kann sich
der Auftraggeber das Recht einräu-
men lassen, die dem Lohnherstel-
lungsvertrag als Anlage beigefügten
Spezifikationen einseitig durch Er-
klärung gegenüber dem Auftrag-
nehmer zu ändern. Im Interesse des
Auftragnehmers kann dieses Recht
dadurch eingeschränkt werden, daß
eine einseitige Festlegung solcher
neuer oder geänderter Spezifikatio-
nen ausgeschlossen ist, die sich auf
die Kalkulationsgrundlagen des Auf-
tragnehmers erheblich auswirken
oder von dem Auftragnehmer nicht
oder nur unter größerem Aufwand
einzuhalten sind.

Üblich ist ferner die Vereinba-
rung, das Bestehen des Lohnher-
stellungsvertrages, seiner Einzelhei-
ten sowie aller damit zusammen-
hängender mündlicher und schrift-
licher Informationen technischer
und kommerzieller Natur vertrau-
lich zu behandeln, soweit nicht eine
gesetzliche, behördliche oder ge-
richtliche Verpflichtung zur Offen-

legung besteht. Hiervon ausgenom-
men ist im Regelfall die Offenle-
gung gegenüber gesetzlich zur Ver-
schwiegenheit verpflichteten Perso-
nen, wie Steuerberatern, Wirtschafts-
prüfern und Rechtsanwälten.

Schließlich ist es oft sinnvoll,
nicht nur einen Gerichtsstand für
rechtliche Auseinandersetzungen zu
vereinbaren, sondern auch Mecha-
nismen zur Vermeidung und Bei-
legung von Streitigkeiten. So kann
z. B. die Bestimmung der Produkt-
konformität im Streitfall unabhän-
gigen Experten oder Schiedsrich-
tern überlassen werden. Über den
jeweiligen Experten oder Schieds-
richter sollten sich die Parteien
möglichst bereits in dem Lohnher-
stellungsvertrag verständigen. Ge-
schieht dies nicht, so sollte im Ver-
trag für den Fall, daß die Parteien
sich später nicht auf eine Person
einigen können, eine unabhängige
Institution, zum Beispiel der Präsi-
dent einer Industrie- und Handels-
kammer, vorgesehen werden, der
den Experten oder Schiedsrichter
verbindlich festlegt.

Ausblick
Entwurf und Verhandlung eines
Lohnherstellungsvertrages, der die
relevanten Rechte und Pflichten des
Auftraggebers und Auftragnehmers
umfassend regelt, sind komplex
und zeitaufwendig. Um dem Risiko
späterer Rechtsstreitigkeiten und des
Fehlschlagens der mit der Auslage-
rung von Herstellungsschritten ver-
folgten Ziele möglichst weitgehend
vorzubeugen, ist es für die Parteien
unverzichtbar, gegebenenfalls zu-
sammen mit erfahrenen Beratern
unter Berücksichtigung der jeweili-
gen „best practice“ die zahlreichen
Regelungsbereiche im einzelnen zu
erörtern und interessengerechte Ver-
handlungslösungen zu finden.
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